
anstalten27) werden als Rechtsträger des Volkseigen­
tums bezeichnet.

Die Direktoren der WB und die Direktoren der 
volkseigenen Betriebe bezeichnet der Gesetzgeber als 
die Verfügungsberechtigten über das Volkseigentum, 
wobei der Direktor der WB die volle Verantwortung 
für die zu der WB gehörenden Betriebe28) und der 
Direktor des volkseigenen Betriebs die Verantwortung 
für die wirtschaftliche und finanzielle Tätigkeit des 
ihm anvertrauten Betriebes tragen29 *).

Der volkseigene Betrieb bilanziert selbständig, 
worüber die VO über die Finanzwirtschaft der volks­
eigenen Betriebe80) die entsprechenden Anweisungen 
enthält, ln dieser VO wird von den „Kreditschulden 
der Betriebe“ (1,1, d), den „Forderungen der Betriebe“ 
(1,1, e), von der Möglichkeit der Kreditaufnahme des 
Betriebes bei der WB oder mit Erlaubnis der WB 
bei einer Bank (II, 4) gesprochen. Der Direktor des 
volkseigenen Betriebes handelt „auf Grund der ihm 
durch die Vereinigung1 der volkseigenen Betriebe aus­
gestellten Vollmacht31 32)“; er hat einen Fonds zur Ver­
besserung der Lebenslage der Arbeiter und Angestell­
ten des Betriebes in Höhe von 10%, einen weiteren 
Fonds für Rationalisierung und Erfindungswesen in 
Höhe von 5% des Gewinnes des Betriebes zur Ver­
fügung82). Die volkseigenen Betriebe haben zur Unter­
haltung des Apparats und zur Deckung der Wirtschafts­
aufgaben ihrer Vereinigung Beiträge an diese zu 
leisten88).

Diese Angaben mögen als Anhaltspunkte genügen, 
um die Rechtsstellung der Leiter der volkseigenen Be­
triebe begrifflich erfassen zu können. Da Volkseigen­
tum die Aneignung der Natur durch die gesellschaft­
lich und staatlich organisierten Menschen, durch das 
Volk, ist, das Volk die Aneignung jedoch arbeitsteilig, 
wiederum nicht durch einzelne, sondern durch die in 
einem Betrieb vereinigten Werktätigen vomimmt, 
ergibt sich, daß der Leiter eines solchen Betriebes zu­
nächst einmal der Leiter dieser vereinigten Werktäti­
gen, dieses Kollektivs, ist. Er hat das Anweisungsrecht 
hinsichtlich der Durchführung des Arbeitsprozesses für 
dieses Kollektiv. Dieses Kollektiv kombiniert die Ar­
beitsleistungen seiner Werktätigen mit den ihnen über­
lassenen Produktionsmitteln. Diese Produktionsmittel 
sind ein Sondergut, eine Sondervermögensmasse, als 
eine Summe von Vermögensrechten. Der Leiter des 
volkseigenen Betriebes ist zugleich der berechtigte Ver­
walter, der „Verfügungsberechtigte“, dieses Sonder­
guts, das Eigentum des Volkes ist, genau so wie das 
Vermögen der „juristischen Person“ der VVB.

Wenn der Gesetzgeber von Kreditschulden der Be­
triebe, von Forderungen der Betriebe spricht, so ist 
damit nur gesagt, daß diese Verbindlichkeiten und 
diese Rechte, ebenso wie die Sachen- und Immaterial­
güterrechte und evtl, auch Mitgliedschaftsrechte, zu 
dem Sondergut dieses Betriebes gehören. Das gesamte 
volkseigene Vermögen ist zum Zwecke der Verwaltung 
in solche einzelnen Sondergüter aufgeteilt. Hieraus 
folgt, daß der Leiter des Betriebes nicht Stellvertreter 
des Volkes ist. Wäre er das, so würde Haftungsgegen­
stand einer von ihm eingegangenen Verbindlichkeit 
unmittelbar das gesamte Volkseigentum sein. Haf­
tungsobjekt ist aber zunächst nur das ihm zur Ver­
waltung überlassene Sondergut. Falls in diesem nicht 
genügend liquide Mittel vorhanden sind, kann die 
Vereinigung und dieser wiederum die DWK Umlaufs­
mittel zur Verfügung stellen, wodurch mittelbar ein 
erheblicher Teü des Volkseigentums zur Haftung heran­
gezogen werden kann. Zunächst ist jedoch Haftungs­
objekt nur der von dem Leiter verwaltete Betrieb; 
dieser handelt mit unmittelbarer Wirkung nur für 
dieses Sondergut.

Der Leiter des volkseigenen Betriebes ist auch nicht 
Stellvertreter der in dem Betrieb vereinigten Werk­
tätigen. Er handelt rechtsgeschäftlich nicht in ihrem 
Namen. Es wäre sachwidrig, wenn dieses Kollektiv

Sfi AO vom 15. September 1948, 2VOB1. 48/445.
28) Anlage A z. Bef. 76, I, 6.
2») Anl. A, II, 1.
SO) Vom 12. Mai 1948, ZVOB1. 48/148.
si) 2. VO z. Ausf. d. SMAD-Befehls Nr. 76, vom 28. April 1948, 

ZVOB1. 48/144, Anlage A, II, 1.
32) VO über die Finanzwirtschaft (Anm. 30), VII, 11a und b. 
ss) VO über di» Finanz-wirtschaft, VIII, 15.

Inhaber der Rechte und Schuldner der Verbindlich­
keiten werden würde.

Ist der Leiter des volkseigenen Betriebes Stellver­
treter der Vereinigung, der der Betrieb angehört? Da­
für spricht der Wortlaut des Gesetzes, nach dem der 
Betriebsleiter auf Grund einer „Vollmacht“ handelt, 
die ihm die Vereinigung ausgestellt hat. Diese Rechts­
form wird jedoch der Sachlage nicht gerecht. Sie 
würde nämlich bedeuten, daß alle rechtsgeschäftlichen 
Handlungen des Betriebsleiters unmittelbar für und 
gegen die Vereinigung, die juristische Person in der 
Form der Anstalt des öffentlichen Rechts, wirken wür­
den. Sie sollen sich jedoch nur auf die in diesem Be­
trieb zusammengefaßten Produktionsmittel, juristisch 
auf das seiner Verwaltung übertragene Sondergut be­
ziehen, für das er die volle Verantwortung trägt. Dar­
über hinaus hat der Betriebsleiter als Verwalter dieses 
Sonderguts die Verpflichtung zur Beitragszahlung sowie 
zur Überweisung des Gewinns an die Vereinigung. 
Würde er Stellvertreter der Vereinigung sein, so würde 
dies mit der Aufgliederung des der Vereinigung über­
lassenen Volkseigentums in einzelne gesonderte Ver­
mögensmassen in Widerspruch stehen. Forderung und 
Schuld, zum Beispiel hinsichtlich der Beiträge, sind 
volkseigen. Forderung der Vereinigung und Schuld des 
Betriebes bedeutet nur, daß die Forderung zu dem 
von der Vereinigung verwalteten Sondergut des Volks­
eigentums gehört und daß die Schuld aus dem Sonder­
gut des Betriebes zu zahlen ist. Es stehen sich hier 
zwei Verfügungsberechtigte gegenüber, von denen jeder 
einen Teil des Volksvermögens verwaltet.

Hieraus ergibt sich, daß der Betriebsleiter nicht 
Stellvertreter der Vereinigung, sondern daß er Ver­
fügungsberechtigter ist. Er handelt hinsichtlich des ihm 
anvertrauten Teiles des Volkseigentums im eigenen 
Namen. Er hat keine Vollmacht erhalten, sondern eine 
Ermächtigung, im eigenen Namen hinsichtlich des 
Sondergutes Verpflichtungen einzugehen, Verfügungen 
zu treffen, Rechte zu erwerben. Er hat Verfügungs­
macht über das ihm anvertraute Sondergut. Er hat 
diese Verfügungsmacht, obwohl weder er noch die Ver­
einigung Eigentümer der dieses Sondergut umfassenden 
Rechte ist.

Der Betriebsleiter kann aber hinsichtlich dieses 
Sonderguts weder nach seiner Willkür noch in seinem 
persönlichen Interesse rechtsgeschäftlich handeln, d. h. 
ökonomisch, er kann die zu dem Sondergut gehörigen 
Sachen und Rechte nicht als Tauschwerte verwerten. 
Er hat im Rahmen der Anweisungen zu handeln, wie 
sie sich aus dem Plan ergeben und in den Weisungen 
der Vereinigung konkretisiert werden. Er hat im In­
teresse des Volkes, d. h. gemäß den Zielsetzungen des 
Planes zu handeln. Der Planzweck, wie er sich für ihn 
konkret aus den Freigaben und Auslieferungsplänen 
des Verteilungsplans ergibt, bestimmt die Richtung 
seines Handelns, den Rahmen, in dem er seine Initia­
tive zu entfalten hat.

Ist der Betriebsleiter auch nicht Stellvertreter der 
Vereinigung, so ist er doch im Innenverhältnis ihr Be­
auftragter und hat, ohne Vertretungsmacht zu haben, 
im Außenverhältnis Verfügungsmacht. Die Weisungen 
der Vereinigung sind für ihn bindend. Im Außenver­
hältnis sind seine Partner Verfügungsberechtigte über 
andere Sondergüter des Volkseigentums, Werktätige, 
soweit Übertragungen ins individuelle Eigentum — zur 
individuellen Konsumtion — in Frage kommen, bür­
gerliche Eigentümer — Handwerker, Bauern, Händler, 
die ohne fremde Arbeitskräfte arbeiten — und kapitali­
stische Privateigentümer. Das bedingt einen viel­
gestaltigen Inhalt der entstehenden Liefer- und son­
stigen Rechtsverhältnisse, die konkreter Untersuchungen 
bedürfen. In den Rahmen der Verfügungsmacht fällt 
auch — z. B. bei Leitern einer MAS — der Abschluß 
von Miet- und Pachtverträgen und die Übergabe volks­
eigener Sachen in Miet- und Pachtbesitz.

Es empfiehlt sich nicht, den Betriebsleiter als „mittel­
baren Stellvertreter“ zu bezeichnen. Einmal ist dieser 
Begriff bereits logisch widerspruchsvoll. Vor allem aber 
ist zu bedenken, daß der mittelbare Stellvertreter in 
der kapitalistischen Produktionsweise regelmäßig im 
eigenen, individuellen Interesse handelt, während der 
Leiter eines volkseigenen Betriebes im gesellschaft-
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